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Antrag 285/I/2024 KDV Steglitz-Zehlendorf

Verzicht auf den Rückgriff auf die „Minderjährigenhaftung“ nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch bei Rückforderungen der Jobcenter

Beschluss: Annahmemit Änderungen

Verzicht auf den Rückgriff auf die „Minderjährigenhaftung“ nach demBürgerlichen Gesetzbuch bei Rückforderungen der Job-

center

„Klarstellung und Einschränkung der Minderjährigenhaftung gemäß § 1629a BGB bei Rückforderungen der Jobcenter“

Die SPD-Mitglieder der Bundesregierung und die SPD-Fraktion imDeutschen Bundestag, imVerwaltungsverzug außerdemdie

SPD-Mitglieder im Berliner Senat und in den Bezirksämtern bzw. in den Gremien der Berliner Jobcenter werden aufgefordert,

alle entsprechenden Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften so anzupassen, dass Rückzahlungsaufforderungen

ausschließlich an die ursprünglichenGeldempfänger*innen oder -verwalter, in der Regel die Eltern, gerichtetwerden und nicht

an die volljährig gewordenen Kinder, es sei denn, es handelt sich um Fälle, in denen die Kinder Vermögen oberhalb des Vermö-

gensfreibetrages von 15.000 Euro erwirtschaftet oder übertragen bekommen haben.

 

Dafür fordern wir:

1. Die vollständige Abschaffung des Rückgriffs auf die volljährig gewordenen Kinder. Rückforderungen sollen direkt an die

eigentlichen Leistungsempfänger*innen (Eltern) adressiert werden.

2. Die verpflichtende klare Kommunikation der rechtlichen Regelungen an junge Erwachsene, umMissverständnisse oder

Belastungen zu vermeiden. Schreiben der Jobcenter müssen eindeutig erklären, dass eine Haftung gemäß § 1629a BGB

ausgeschlossen ist, solange kein relevantes Vermögen oder rechtsmissbräuchliche Übertragungen bestehen.

3. Vereinfachte Verfahren für denNachweis vonVermögenswerten, die nur im Fall eines begründetenVerdachts auf rechts-

missbräuchliche Übertragung notwendig sind.

4. Eine generelle Altfälle-Regelung, die sicherstellt, dass Rückforderungen aus der Zeit vor der Bürger nicht an junge Er-

wachsene adressiert werden.

5. Sicherstellung, dass die von uns beschlossene Kindergrundsicherung wirksam umgesetzt wird, ohne junge Menschen

mit Rückzahlungsforderungen zu konfrontieren.

 

Überweisen an
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